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Soziale Sicherheit im Alter: Tagung des Bundesamtes fiir Statistik (BFS)

WELCHE STATISTIK

Von Adrian Ritter

Welches sind die sozialen und medizinischen Bediirfnisse al-

terer Menschen? Wie sieht die Vermdgensverteilung in der Schweiz genau

aus? Wer verfligt liber eine Zweite Saule?

Solche und ahnliche Fragen im Zusammenhang mit der Al-

terssicherung mochten Sozialpolitikerinnen und Sozialpolitiker von der Sta-

tistik beantwortet haben, wenn man sie nach ihren Informationsbediirfnis-

sen fragt. Und genau dies hatte das Bundesamt fiir Statistik anlasslich des

UNO-Jahres der alteren Menschen an einer Tagung im November 1999 in

Bern getan.

Politiksteuerung erfordert Daten»,
« meinte  Tagungsleiter  Antonin
Wagner, Prasident der Schweizerischen
Vereinigung flr Sozialpolitik (SVSP), in
seiner Begrissung. Und das ausgewahl-
te Thema Alter sei kein Zufall: «Alter
und Altern sind das ganz grosse Thema
des nachsten Jahrhunderts.»

Angegangen werden sollte die The-
matik im Rahmen der Tagung abwechs-
lungsweise aus der Sicht der schweizeri-
schen Politik und mittels internationaler
Vergleiche. Insbesondere aus der Sicht
der schweizerischen Politik ging es dabei
allerdings haufig mehr um die inhaltli-
che Ausgestaltung der Alterssicherung
als um Informationsbedurfnisse an die
Statistik.

Informationen tiber die
Bediirfnisse dlterer Menschen
gewilinscht

Zu beiden Aspekten gleichermassen
dusserte sich etwa Ruth Lithi, Regie-
rungsratin und Présidentin der Sozialdi-
rektorenkonferenz. Sie betonte, soziale
Sicherheit dirfe nicht nur Sozialversi-
cherung beinhalten, sondern auch den
Zugang zu gesundheitlichen und sozia-
len Diensten meinen.

Lithi formulierte ihre Erwartungen
an die Alterssicherung der Zukunft in
Form von zehn Thesen, welche unter
anderem fordern, dass Heime und
Spitaler sich noch verstéarkt 6ffnen und
mit ambulanten Diensten verschmelzen
sollen: «Krankenhauser und Pflegehei-
me sollen zu Sozial- und Gesundheits-
zentren werden.» Jeder Biirger solle sich
den Zugang zu diesen Diensten leisten
konnen, und solange keine Pflegeversi-
cherung bestehe, sei es notwendig, die
Erganzungsleistungen definitiv in die
Bundesverfassung aufzunehmen.
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Bezliglich eines Ausbaus von Alters-
und Pflegeheimen sei allerdings Zurtick-
haltung angebracht, erste Prioritdt habe
die Starkung der Spitex. Als zentral er-
achtet Ldthi zudem die Pravention im
Altersbereich.

Von der Statistik erwartet sich die
Politikerin beispielsweise Informationen
Uber die Bedurfnisse alterer Menschen
beztglich sozialer und medizinischer
Leistungen, Informationen tber Armuts-
risiken oder etwa die Einkommens- und
Vermogensverteilung in der Schweiz, als
Grundlage fur eine entsprechende «La-
stenverteilung». Notig sei grundsatzlich
eine systematischere Datenbasis mit
Quer- und Langsschnittanalysen. Denk-
bar wére nach Luthi, die vorhandenen
Strukturen des Bundesamtes fiir Sozial-
versicherung und diejenigen des Bun-
desamtes flr Statistik zusammenzule-
gen, um eine «Gesamtsystematik mit
einer Anlaufstelle» zu erhalten. Dabei
ware auch winschenswert, dass die
Wirtschafts- und die Sozialstatistiken
starker miteinander verbunden werden.

Weltbank propagiert
Mehr-Saulen-Prinzip der
Alterssicherung

Einen inhaltlich-vergleichenden Blick auf
die Ausgestaltung der Systeme der Al-
tersversicherung warf anschliessend die
Weltbank-Okonomin Estelle James. Sie
betonte die Dimension der Budgets so-
zialer Sicherheit, die das Potenzial hat-
ten, die ganze Wirtschaft zu beeinflus-
sen, bis hin zur Finanzmarktentwick-
lung. Die Weltbank propagiert das
Mehr-Saulen-Prinzip in der ganzen Welt
und far James ist die Schweiz ein Bei-
spiel dafur, wie ein solches System funk-
tionieren konnte. Allerdings gabe es
auch Probleme damit, wenn etwa das

BRAUCHT DIE SOZIALPOLITIK?

Weltbank-Vertreterin Estelle James: Steige-
rung der Rentabilitat der Zweiten Saule in der
Schweiz? Foto Adrian Ritter

Umlageverfahren der Ersten Saule nega-
tive Arbeitsmarkteffekte zeige. Sie
warnte auch vor negativen Auswirkun-
gen eines tiefen Pensionierungsalters
(unter 60 Jahren) auf die Wirtschaftssi-
tuation. Viele Lander hatten in den ver-
gangenen Jahren ihre Altersvorsorge-
systeme reformiert, und auch fur die
Schweiz stelle sich die Frage, wie sie die
hoheren Kosten fir die alternde Bevol-
kerung in den Griff bekommen wolle. Es
sei dies allerdings fir die Schweiz auf-
grund der geringer ausgebauten und re-
distributiv ausgestalteten Ersten Saule
ein kleineres Problem als flr andere Lan-
der. Uberlegenswert ware fir die
Schweiz nach James zudem eine Steige-
rung der Rentabilitat der Zweiten Sdule
durch eine entsprechende Anlagepolitik.

Deutschland:
Flexibles Rentenalter seit 1972

Eine «gewichtige Rolle» spiele der Blick
auf das schweizerische 3-Saulen-System
beispielsweise in der gegenwartigen Dis-
kussion tber die Zukunft der Alterssiche-
rung in Deutschland, wie Winfried
Schmdh, Professor fir Wirtschaftswis-
senschaft an der Universitdt Bremen,
nachfolgend ausfuihrte. Dabei sei aller-
dings in der BRD mehr von drei Schichten
als drei Saulen die Rede und die einzige
Gemeinsamkeit mit dem System der
Schweiz bestehe momentan in der Umla-



gefinanzierung der Ersten Schicht. Diese
habe in Deutschland den Namen Gesetz-
liche Rentenversicherung (GRV) und ma-
che rund 80 % der quantitativen Bedeu-
tung der Alterssicherung aus. Dabei hat
Deutschland schon 1972 das flexible
Rentenalter eingefiihrt, mit einer Regel-
altersgrenze bei 65 Jahren. Nach Schmdh
wird angesichts der steigenden Lebens-
erwartung langfristig das stufenweise
Anheben der Altersgrenzen nétig sein.
Nur 50% der Beschaftigten verflig-
ten Uber eine Zweite Schicht, welche in
der Regel freiwillig sei. Es stelle sich aber
nach wie vor die Frage nach einem Ob-
ligatorium oder der steuerlichen Forde-
rung dieser Form der Altersvorsorge.

Klassische Alterssicherung
und partizipative Alterskultur

Welche Erkenntnisse kann die Geronto-
logie fir neue Formen der Alterssiche-
rung beitragen, dies das Thema des Re-
ferates von Francois Hopflinger, Profes-
sor fur Soziologie und Leiter eines For-
schungsprogramms des Nationalfonds
zum Thema «Alter». Fir ihn hat sich das
3-Saulen-Prinzip bewahrt und sollte bei-
behalten werden. Notwendig seien aber
generationenspezifische  Anpassungen,
etwa in der Richtung, dass die zuktnfti-

ALTERS RO PEETCEREEME

SOZVALE SICHERHEIT

ge Alterssicherung flexibler auf wechsel-
hafte Berufsbiographien reagieren kon-
ne. Eine Loslésung der Zweiten Saule
vom Arbeitsplatz sei denkbar, ebenso ein
Mitspracherecht der Einzahlenden beim

“ Krankenhauser
und Pflegeheime
sollen zu Sozial-
und Gesundheits-
zentren werden. ”

Ruth Lithi, Sozialdirektorenkonferenz

Anlegen der Pensionskassengelder. Die
klassischen Formen der Alterssicherung
missten grundsatzlich erganzt werden
durch eine partizipative Alterskultur. Al-
lerdings: «Wie das geschehen soll, da
tappen wir noch recht im Nebel».

Auch Hopflinger pladiert fir eine
Verstdrkung der praventiven sozialen
und gesundheitlichen Strategien. Alters-
sicherung und Gesundheitsvorsorge
seien vermehrt zu verbinden. Finanzie-
rungsliicken besttinden etwa bei der so-
zialen Rehabilitation, beispielsweise von
sehbehinderten alten Menschen. Die
Zukunft der Alterssicherung liege auf-
grund der Langlebigkeit immer starker
auch in der Sicherung gegentber dem

Flexibilisierung des Rentenalters:
kaum beschaftigungswirksam?

Mit den 6konomischen Auswirkungen verschiedener Modelle eines flexiblen Ren-
tenalters beschaftigten sich die Ausfiihrungen von Stefan Spycher, Okonom und
Mitarbeiter beim Buro fir Arbeits- und Sozialpolitische Studien (BASS) in Bern. Die
Flexibilisierung an und fur sich sei in der Schweiz weitgehend unbestritten, Ge-
genstand der Diskussion seien deren Form und Kosten: «Insbesondere zwei Para-
meter sind umstritten: Soll beim Vorbezug die Rente gekurzt werden, und wenn
ja, in welcher Form? Soll zudem der Vorbezug der Rente an die Bedingung ge-
knupft werden, dass die Erwerbstatigkeit aufgegeben werden muss?»

Spycher hat eine computergesttitzte Simulation vorgenommen des Modells,
wie es in etwa die beiden hangigen Volksinitiativen zum Rentenalter vorsehen:
Rentenalter 65 fiir beide Geschlechter; ungekirzter Rentenvorbezug ab 62 Jahren
maoglich, wenn die Erwerbstatigkeit aufgegeben wird.

12000 Vollzeitstellen und 1,4 Mia. Franken Mehrkosten

Das Resultat dieser Simulation: Rund 2/3 der 62- bis 64-jahrigen Frauen und Man-
ner durften die AHV-Rente vorbeziehen. Der Beschaftigungseffekt der Flexibilisie-
rung, so Spycher, sei dabei relativ bescheiden: «Es wiirden lediglich rund 12 000
Vollzeitstellen frei. Aus arbeitsmarktpolitischen Griinden allein lasst sich somit eine
Flexibilisierung kaum begrtinden.»

Verbunden ware dieses Modell mit Kostenverschiebungen innerhalb der Sozial-
versicherungen. Einer Kosteneinsparung bei der Arbeitslosenversicherung (=413
Mio.) und der IV (=241 Mio.) stinden Mehrkosten bei der AHV (+2087 Mio.) ge-
genuber. Werden die Effekte in weiteren Sozialversicherungen mitberticksichtigt,
so ergeben sich Netto-Mehrkosten von 1,4 Mia. Franken, was 0,8 Mehrwertsteu-
erprozenten entsprechen wiirde.

Grenzen der Modellberechnung

Spycher ist sich allerdings der Grenzen solcher Modellberechnungen bewusst:
«Die Einfuhrung der Rentenflexibilisierung fuhrt zu mannigfachen Datenbedrf-
nissen. Die grossten Luicken sieht er dabei bei der finanziellen Lage der 62- bis 64-
jahrigen Personen und bei der ungentigenden Beschreibbarkeit der Wechselwir-
kungen zwischen AHV, IV, ALV und BV: «Dadurch kénnen die Auswirkungen der
Flexibilisierung nur in beschréanktem Ausmass beschrieben werden.»

Pflegerisiko in der letzten Lebensphase:
«Die Absicherung gegentiber dem "Risi-
ko eines zu spdten Todes durfte im
nachsten Jahrhundert eine finanzindu-
strielle Wachstumsbranche sein.»

Sozialversicherungen sollen
Statistikkosten internalisieren

Mit den statistischen Erfordernissen der
Sozialpolitik beschaftigte sich auch das
abschliessende  Podiumsgesprach — mit
Vertreterinnen von Politik, Wissenschaft
und Verwaltung nochmals. Werner
Haug, Vizedirektor des Bundesamtes fiir
Statistik, wies auf das Beispiel Frankreich
hin, wo bei einer Stichprobe von Rent-
nerinnen alle verschiedenen Versiche-

“ Die Weltbank
propagiert das
Mehrsaulen-Prinzip
in der ganzen

Welt.”

Estelle James, Weltbank

rungsdossiers beachtet wirden. Dies er-
laube, in Verkntpfungen zu denken, an-
statt nur sektoriell von den einzelnen
Sozialversicherungen auszugehen. Diese
Ansicht teilte auch Nationalrat Rudolf
Rechsteiner: «Nichts fuhrt an einer
Stichprobe vorbei.» Denn insbesondere
bei der Zweiten Séule wisse man zwar
etwas Uber die Pensionskassen selber,
aber wenig ber die Versicherten: «Uber
die Kassen kommen wir nicht zu den
Daten, die wir brauchen.» Ahnliche Pro-
bleme sieht auch Nationalrat Norbert
Hochreutener. Wie solle ohne entspre-
chende Kenntnisse ein Vorschlag wie die

“ Alterssicherung
und Gesundheits-
vorsorge sind
vermehrt zu
verbinden.”

Francois Hopflinger, Soziologe

Kirzung der AHV-Maximalrenten um
10% diskutiert werden, wenn man
nicht wisse, wer eine Zweiten Saule
habe?

Dass diese Informationswiinsche an
die Statistik auch Ressourcen fur die ent-
sprechenden Stellen benétigten, darauf
wollte BFS-Vertreter Haug abschliessend
nochmals hingewiesen haben. Die So-
zialversicherungen sollten die Bereitstel-
lung der fir sie notigen statistischen
Fuhrungsdaten selber bezahlen mussen,
meinte er. Bis jetzt kenne nur die SUVA
eine solche Internalisierung der Stati-
stikkosten. |

Fachzeitschrift Heim  1/2000 W



	Soziale Sicherheit im Alter : Tagung des Bundesamtes für Statistik (BFS) : welche Statistik braucht die Sozialpolitik?

